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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats über die Einführung von Bedin- 
gungen für den Zugang zum Beruf des Personenkraftver- 
kehrsunternehmers im innerstaatlichen und im grenzüber- 
schreitenden Verkehr. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Juli 1968 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchciruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Einführung von Bedingungen für den Zugang zum 
Beruf des Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaat- 
lichen und im grenzüberschreitenden Verkehr 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN -- 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere dessen Artikel 75, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Organisation des Verkehrsmarktes ist uner- 
läßlich, um die Ziele der im Vertrag vorgesehenen 
gemeinsamen Verkehrspolitik zu erreichen. 

Die Einführung einheitlicher Regeln für den Zu- 
gang zum Beruf des Personenkraftverkehrsunter- 
nehmers sowohl im innerstaatlichen als auch im 
grenzüberschreitenden Verkehr kann durch Hebung 
des beruflichen Niveaus des Verkehrsunternehmers 
zur Gesundung des Marktes und zur qualitativen 
Verbesserung der Dienstleistungen im Interesse 
der Verkehrsnutzer, der Verkehrsunternehmer und 
auch der Allgemeinheit beitragen. 

Eine angemessene fachliche Eignung ermöglicht 
dem Verkehrsunternehmer eine bessere Beurteilung 
der tatsächlichen Marktlage und damit eine ratio- 
nellere Investitionspolitik und Betriebsführung. 

Eine gewisse finanzielle Leistungsfähigkeit muß 
gegeben sein, um das reibungslose Funktionieren 
des Unternehmens zu gewährleisten. 

Die Voraussetzung der persönlichen Zuverlässig- 
keit des Unternehmers erlaubt es, den Verkehrs- 
nutzern die erforderliche Gewähr zu bieten. 

Daher sollten die Vorschriften über den Zugang 
zum Beruf des Personenkraftverkehrsunternehmers 
diese drei Voraussetzungen umfassen. 

Dagegen ist es nicht erforderlich, bestimmte Beför- 
derungen mit geringer wirtschaftlicher Bedeutung 
oder mit besonderer Zweckbestimmung in diese 
Regelung einzubeziehen. 

Den Verkehrsunternehmern muß die Möglichkeit 
gegeben werden, Rechtsmittel gegen Einzelentschei- 
dungen einzulegen, die von den mit der Anwen- 


dung der Regelung betrauten Behörden der Mit- 
gliedstaaten getroffen werden. 

Damit die Bestimmungen dieser Regelung einge- 
halten werden, sind Mittel zur Kontrolle sowie 
Sanktionen vorzusehen. 

Übergangsbestimmungen erweisen sich als not- 
wendig, um es den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, 
ihre nationalen Regelungen der Gemeinschafts- 
regelung anzupassen. 

Zur Vereinheitlichung der Anwendungsbedin- 
gungen der gemeinsamen Regeln ist ein gemein- 
schaftliches Beratungsverfahren für die zu diesem 
Zweck auf nationaler Ebene zu treffenden Maß- 
nahmen vorzusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Zulassung der Angehörigen der Mitglied- 
staaten zum Beruf des Personenkraftverkehrsunter- 
nehmers im innerstaatlichen und im grenzüber- 
schreitenden Verkehr unterliegt den Bestimmungen 
dieser Verordnung. 

2. Für die Anwendung dieser Verordnung ist 
als „Beruf des Personenkraftverkehrsunternehmers" 
die Tätigkeit jeder natürlichen oder juristischen 
Person anzusehen, die auf den zu diesem Zweck 
angelegten öffentlichen Wegen Personenbeförde- 
rung mit Kraftfahrzeugen ausführt, soweit diese Be- 
förderung nicht die Bedingungen nach Artikel 2 Ab- 
satz a) und b) erfüllt. 

Artikel 2 

Die Bestimmungen dieser Verordnung finden 
keine Anwendung auf; 

a) natürliche oder juristische Personen, die Beför- 
derungen im Personenkraftverkehr mit Fahr- 
zeugen ausführen, die nicht dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet sind und die nach ihrer Bau- 
art und Ausstattung geeignet und dazu bestimmt 
sind, höchstens neun Personen einschließlich des 
Fahrers zu befördern; 

b) Unternehmen, die Beförderungen für ihre eige- 
nen Arbeitnehmer ausführen, und Lehranstalten, 
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die Beförderungen für ihre Schüler und ihr Per- j 

sonal ausführen, sofern: 

1. die Fahrzeuge, mit denen die Befördcuungen 

ausgeführt werden: 

— Eigentum des Unternehmens oder der 
Lehranstalt sind oder von diesen auf Ab- 
zahlung gekauft wurden oder einem 
Unternehmen für mindestens ein Jahr 
oder einer Lehranstalt für mindestens ein 
Schuljahr zur ausschließlichen Verfügung 
gestellt worden sind; 

— vom Personal des Unternehmens bzw. der 
Lehranstalt bedient werden; 

2. die Beförderungen dazu bestimmt sind: 

— die Arbeitnehmer des Unternehmens bzw. 
die Schüler und das Personal der Lehr- 
anstalt an die Arbeits- bzw. Unterrichts- 
stätte und von dort wieder zu ihren Woh- 
nungen zu bringen; 

— den Transport von Arbeitnehmern zwi- 
schen verschiedenen Arbeitsstätten des 
gleichen Unternehmens bzw. den Trans- 
port der Schüler und des Personals der 
Lehranstalt zwischen verschiedenen Unter- 
richtsstätten derselben Lehranstalt zu ge- 
währleisten. 

Artikel 3 

1. Um zur Ausübung des Berufs des Personen- 
kraftverkehrsunternehmers zugelassen zu werden, 
muß der Bewerber bestimmte Voraussetzungen 

a) der persönlichen Zuverlässigkeit, 

b) der finanziellen Leistungsfähigkeit, 

c) der fachlichen Eignung 
erfüllen. 

Falls der Antragsteller eine juristische Person 
ist, müssen die. unter a) und c) geforderten Voraus- 
setzungen von der natürlichen Person erfüllt wer- 
den, die mit der täglichen Geschäftsführung des 
Verkehrsunternehmens betraut ist. 

2. Die Voraussetzung der persönlichen Zuver- 
lässigkeit ist gegeben, wenn keine Verurteilung zu 
Freiheitsstrafen wegen bestimmter strafbarer Hand- 
lungen vorliegt. Als Verurteilung im Sinne dieser 
Bestimmung gilt jede Verurteilung, deren Vollzug 
nicht zur Bewährung ausgesetzt ist und die Rechts- 
kraft erlangt hat. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen die Verbrechen, 
Vergehen und sonstigen strafrechtlichen Handlun- 
gen, die eine Zulassung zum Beruf des Verkehrs- 
unternehmers ausschließen. 

Der Nachweis für die Erfüllung dieser Voraus- 
setzungen wird durch die Vorlage eines Strafregi- 
sterauszugs oder eines gleichwertigen Dokuments 
erbracht, das von einer Justizbehörde oder einer 
sonst zuständigen Verwaltungsbehörde ausgestellt 
ist. 
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3. Die Voraussetzung der finanziellen Leistungs- 
tahigkeit ist gegeben, wenn die zur Aufnahme und 
zum ordnungsgemäßen Betrieb des Unternehmens 
erforderlichen finanziellen Mittel verfügbar sind. 
Die Mitgliedstaaten bestimmen die Höhe des hierzu 
erforderlichen Kapitals unter Berücksichtigung der 
Anzahl und der Art der in Dienst zu stellenden 
Fahrzeuge?. 

Der Nachweis lür die Erfüllung dieser Voraus- 
setzung wird durch die Vorlage einer von einer 
Bank, einem Finanzinstitut oder einer zuständigen 
Verwaltungsbehörde ausgestellten Bescheinigung 
erbracht. 

4. Die Voraussetzung der fachlichen Eignung 
ist bei einer durch Prüfung festgestellten Beherr- 
schung der Kenntnisse über die in Artikel 4 ange- 
führten Sachgebiete gegeben. 

Der Nachweis dieser Kenntnisse wird durch Vor- 
lage einer von der zuständigen Verwaltungsbehörde 
ausgestellten Bescheinigung über die erfolgreiche 
Ablegung einer solchen Prüfung erbracht. 


A r t i k c? 1 4 

1. Für die Zulassung zum innerstaatlichen Ver- 
kehr in einem Mitgliedstaat muß die in Artikel 3 
Absatz 4 dieser Verordnung vorgesehene Prüfung 
die Feststellung ausreichender Kenntnisse des An- 
tragstellers über die Vorschriften für den innerstaat- 
lichen Personenkraftverkehr in diesem Mitglied- 
staat, über die auf diesen Verkehr anwendbaren 
Sondervorschriften, insbesondere auf steuerlichem 
und sozialem Gebiet, sowie über die Grundzüge der 
Betriebsführung ermöglichen. 

2. Für die Zulassung zum grenzüberschreiten- 
den Verkehr muß die in Artikel 3 Absatz 4 vorge- 
sehene Prüfung die Feststellung ermöglichen, daß 
der Antragsteller außer auf den in Absatz 1 genann- 
ten Sachgebieten auf den nachfolgenden Sachgebie- 
ten ausreichende Kenntnisse besitzt: 

a) Vorschriften der Gemeinschaft sowie internatio- 
nale Verträge, Abkommen und Vereinbarun- 
gen über grenzüberschreitenden Verkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten, insbesondere was die 
Tarife, die Regeln für die technische Nutzung 
der Fahrzeuge und die steuerlichen, sozialen 
und zollrechtlichen Bestimmungen betrifft; 

b) nationale Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet des Personenkraftverkehrs, ins- 
besondere was die Vorschriften betrifft, denen 
nichtansässige Verkehrsunternehmer bei der 
Ausführung von Beförderungen auf dem Hoheits- 
gebiet dieser Staaten unterliegen. 

3. Die Kenntnisse nach den Absätzen 1 und 2 
werden unterschieden, je nachdem es sich um die 
Zulassung zum Beruf des Verkehrsunternehmers für 
den Verkehr mit 

— Kraftdroschken und Mietwagen, die nach ihrer 
Bauart und Ausstattung geeignet und dazu be- 
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stimmt sind, höchstens neun Personen — ein- 
schließlich des Fahrers — zu befördern, 

— mit Kraftfahrzeugen, die nach ihrer Bauart und 
Ausstattung geeignet und dazu bestimmt sind, 
mehr als neun Personen — einschließlich des 
Fahrers — zu befördern. 

Artikel 5 

Bis zum . . . erläßt die Kommission im Wege einer 
Richtlinie die gemeinsamen Regeln für die Fest- 
legung der in Artikel 4 genannten Prüfungspro- 
gramme sowie für die berufliche Ausbildung der 
Verkehrsunternehmer oder der Betriebsleiter von 
Verkehrsunternehmen, die mit der täglichen Ge- 
schäftsführung betraut sind. 

Artikel 6 

1. Im Falle des Ablebens einer natürlichen 
Person, die die Tätigkeit eines Verkehrsunter- 
nehmers ausübt, ist der Rechtsnachfolger oder, 
sofern dieser nicht geschäftsfähig ist, sein ge- 
setzlicher Vertreter, befugt, das Unternehmen einst- 
weilig für die Dauer von höchstens einem Jahr wei- 
terzuführen, auch wenn er die nach Artikel 3 Ab- 
satz 1 geforderten Bedingungen nicht erfüllt. 

2. Im Falle des Ablebens einer natürlichen Per- 
son, die mit der täglichen Geschäftsführung eines 
Verkehrsunternehmens betraut ist, das die Rechts- 
form einer juristischen Person hat, kann das Unter- 
nehmen seine Tätigkeit einstweilig für die Dauer 
von höchstens sechs Monaten weiterführen, auch 
wenn die tägliche Geschäftsführung einer Person 
übertragen ist, die die nach Artikel 3 Absatz 1 ge- 
forderten Voraussetzungen nicht erfüllt. 

Artikel 7 

1. öffentlich-rechtliche Unternehmen und die 
nationalen Eisenbahnverwaltungen, die Beförderun- 
gen von Personen mit Kraftfahrzeugen ausführen, 
sind vom Nachweis der persönlichen Zuverlässig- 
keit und der finanziellen Leistungsfähigkeit gemäß 
Artikel 3 Absatz 1 a) und b) befreit. 

2. Die Bediensteten der öffentlich-rechtlichen 
Unternehmen und der nationalen Eisenbahnverwal- 
tungen, die mit der täglichen Geschäftsführung der 
von diesen Unternehmen oder Verwaltungen be- 
triebenen Personenbeförderungsdiensten mit Kraft- 
fahrzeugen betraut sind, müssen die in Artikel 3 
Absatz 1 c) geltende Voraussetzung der fachlichen 
Eignung erfüllen. 

Artikel 8 

1. Die von den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten getroffenen Entscheidungen, durch die 


die Zulassung zum Beruf des Verkehrsunternehmers 
abgelehnt wird, müssen mit Gründen versehen sein. 

2. Die Mitgliedstaaten räumen den Verkehrs- 
unternehmen die Möglichkeit ein, gegen die in 
Absatz 1 genannten Entscheidungen im Verwal- 
tungsrechtsweg vorzugehen. 


Artikel 9 

1. Verkehrsunternehmer, die die Tätigkeit eines 
Verkehrsunternehmers nachweislich während dreier 
aufeinanderfolgender Jahre vor Inkrafttreten die- 
ser Verordnung selbständig oder als Betriebsleiter 
ausgeübt haben, gelten als Personen, die die in Arti- 
kel 3 dieser Verordnung genannten Voraussetzun- 
gen auf dem Gebiet des innerstaatlichen und/oder 
des grenzüberschreitenden Personenkraftverkehrs 
erfüllen, je nachdem sie ihre dreijährige voraus- 
gegangene Tätigkeit im innerstaatlichen und/oder 
im grenzüberschreitenden Personenkraftverkehr 
ausgeübt haben. 

2. In den Fällen, in denen der Antragsteller 
seine Tätigkeit auf dem Gebiete der Beförderun- 
gen nach Artikel 4 Absatz 3 a) oder b) ausgeübt 
hat, ist die Anwendung der Bestimmungen des 
Absatzes 1 auf die Zulassung zu der Verkehrsform 
begrenzt, in der der Antragsteller seine Tätigkeit 
ausgeübt hat. 

Artikel 10 

1. Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten die- 
ser Verordnung haben die Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit, 

— ihre nationale Regelung für den Zugang zum 
Markt im Bereich des Personenkraftverkehrs 
beizubehalten, oder 

— sie mit dem Ziel der Angleichung an die in dieser 
Verordnung vorgesehenen Regelung umzuge- 
stalten. 

Artikel 11 

1. Während der in Artikel 10 vorgesehenen 
Ubergangsgzeit erlassen die Mitgliedstaaten nach 
Anhörung der Kommission die zur Durchführung 
dieser Verordnung erforderlichen Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften. 

2. Diese Vorschriften erstrecken sich vor allem 
auf die Einzelheiten zur Anwendung der Bedingun- 
gen für den Zugang zum Beruf, das Verfahren im 
Verwaltungsrechtsweg, die Kontrollen und die 
Sanktionen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen, ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
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Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Allgemeine Erwägungen 

Die Regelung des Zugangs zum Beruf des Verkehrs- 
unternehmers ist ein wesentlicher Bestandteil der 
gemeinschaftlichen Verkehrsordnung, die im Rah- 
men der in Artikel 3 und 74 des Vertrages vorge- 
sehenen gemeinsamen Verkehrspolitik zu schaffen 
ist. 

Diese Konzeption ist von der Kommission im 
„Memorandum" und im. Aktionsprogramm dargelegt 
und vom Europäischen Parlament und dem Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß wiederholt bestätigt 
worden. 

Der Rat hat die Kommission in seinen Entschließun- 
gen vom 22. Juni 1965^) und 20. Oktober 1966“) 
aufgefordert, ihm alsbald Vorschläge für die Rege- 
lung des Zugangs zum Beruf des Verkehrsunter- 
nehmers und dessen Ausübung zu unterbreiten. 
Obwohl die Entschließungen des Rats vor allem 
auf den Güterverkehr abgestellt sind, besteht kein 
Zweifel, daß sich eine solche Notwendigkeit eben- 
falls für den Bereich des Personenverkehrs ergibt. 

Die Kommission hat bereits diesbezügliche Vor- 
schläge für den Güterkraftverkehr und den Güter- 
verkehr in der Binnenschiffahrt unterbreitet. Der 
vorliegende Vorschlag über die Einführung von 
Bedingungen für die Zulassung zum Beruf des Per- 
sonenkraftverkehrsunternehmers beruht auf den 
gleichen Grundsätzen. 

Die vorgeschlagene Regelung soll durch die Einfüh- 
rung einheitlicher Bedingungen für den Zugang zum 
Beruf die rasche Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit, die in dem vom Rat am 18. Dezember 
1961 angenommenen allgemeinen Programm vor- 
gesehen ist, und die Entwicklung eines Gemein- 
schaftssystems auf der Grundlage eines gesunden 
Wettbewerbs fördern. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen betreffen die fach- 
liche Eignung, die finanzielle Leistungsfähigkeit und 
die persönliche Zuverlässigkeit. 

Die Voraussetzung der fachlichen Eignung ist von 
grundlegender Bedeutung für ein einwandfreies 
Funktionieren des Verkehrsmarktes. Eine ange- 
messene Berufsausbildung soll den Verkehrsunter- 
nehmern die Kenntnisse vermitteln, die sie zu einer 
rationellen Investitionspolitik und einer wirtschaft- 
lichen Führung ihrer Unternehmen befähigen. 

Im Personenkraftverkehr ist die Gefahr des ruinö- 
sen Wettbewerbs geringer als im Güterkraftverkehr, 
weil ein großer Teil dieses Verkehrs in der Form 
des Linienverkehrs ausgeführt wird, für den die 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes und ins- 
besondere die Betriebsregelungen gelten, aufgrund 
derer die staatlichen Behörden unter anderem die 

Dok. R/649/65 (TRANS 40) vom 18. Juni 1965 
-) Dok. R/1 150/66 (TRANS 72) vom 21. Oktober 1966 


einzusetzenden Beförderungsmittel und die anzu- 
wendenden Tarife bestimmen können. Nach den von 
der Kommission bereits unterbreiteten Vorschlä- 
gen ^) sollen die Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes nur insoweit aufrechterhalten oder einge- 
führt werden, als sie für die Sicherstellung einer 
ausreichenden Verkehrsbedienung unerläßlich sind; 
im übrigen wird ein anderer Teil der Verkehrsbe- 
dienung durch Gelegenheitsverkehr und Pendel- 
verkehr gewährleistet, die diesen Verpflichtungen 
nicht unterworfen sind. 

Die Voraussetzung der finanziellen Leistungsfähig- 
keit bietet, wie in den übrigen Verkehrsbereichen, 
eine zusätzliche Garantie für eine gesunde Unter- 
nehmensführung. 

Die Voraussetzung der Zuverlässigkeit des Ver- 
kehrsunternehmers wird gefordert, um den Ver- 
kehrsnutzern die notwendige Gewähr zu bieten. 
Diese Voraussetzung ist für den Personenverkehr 
von besonderer Bedeutung, weil zwischen den Ver- 
kehrsunternehmern und den Verkehrsnutzern 
engere Beziehungen bestehen. 

Wegen der Besonderheiten der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten beschränkt 
sich die vorgeschlagene Regelung, wie schon im 
Fall der Regelung des Zugangs zum Beruf des Unter- 
nehmers im Güterkraft- und Binnenschiffsverkehr, 
auf allgemeine Bestimmungen; dies gilt nicht für die 
fachliche Eignung, für die die Kommission im Wege 
einer Richtlinie gemeinsame Regeln betreffend die 
erforderlichen Kenntnisse und die Berufsausbildung 
der Verkehrsunternehmer erlassen wird. 

Das Beratungsverfahren, das die Konsultation der 
Kommission durch die Mitgliedstaaten vorsieht, 
wird es im übrigen ermöglichen, die Harmonisie- 
rung der Bestimmungen, die von den Mitgliedstaa- 
ten auf diesem Gebiet erlassen werden, zu fördern. 


II. Besondere Erwägungen 

Artikel 1 

Damit die mit der vorgeschlagenen Regelung ange- 
strebten Ziele erreicht werden, müssen die Vor- 
schriften für die Zulassung zum Beruf des Personen- 
kraftverkehrsunternehmers sowohl im innerstaat- 
lichen als auch im grenzüberschreitenden Verkehr 
angewandt werden. 

Die vorgesehenen Bestimmungen sind auf jede Ver- 
kehrsform anzuwenden, unabhängig von der Art 
des verwendeten Fahrzeugs. Die Personenbeförde- 
rung mit Kraftdroschken und Mietwagen mit höch- 
stens neun Plätzen, den Fahrerplatz einbegriffen, 
unterliegt der vorgesehenen Regelung ebenso wie 
die Beförderung mit Kraftomnibussen. 

■^) Dok. KOM (67) 246 endg. vom 24. Mai 1967 
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Die Definition des Begriffs der gewerblichen Tätig- | 
keit als Verkehrsunternehmer in Absatz 2 erscheint | 
unbedingt notwendig, um den Anwendungsbereich j 
der Verordnung abzugrenzen und insbesondere die I 
mißbräuchliche Ausübung dieser Tätigkeit auszu- ^ 
schließen. 


Artikel 2 

Die unter a) genannte Einschränkung des Anwen- 
dungsbereichs ist wegen des besonderen und pri- 
vaten Charakters des in Frage stehenden Verkehrs 
gerechtfertigt. Hingegen erscheint es zweckmäßig, 
der vorgeschlagenen Regelung alle natürlichen und 
juristischen Personen zu unterwerfen, die mit den 
gleichen Fahrzeugen in allen anderen Fällen Per- 
sonenbeförderungen im öffentlichen Verkehr aus- 
führen, und zwar im Hinblick auf die Entwicklung 
dieser Verkehre und deren Auswirkung auf die 
Marktorganisation. 

Die unter b) genannte Ausnahme erscheint logisch, 
da sich die Verkehrstätigkeit in diesem Fall nur 
auf das betreffende Unternehmen auswirkt und die 
notwendige Gewähr der Zuverlässigkeit für die 
Verkehrsnutzer schon auf Grund der Haupttätigkeit 
des betreffenden Unternehmens gegeben ist. 

Die vorgenannte Ausnahme ist aus nachstehenden 
Gründen auf die Beförderung von Arbeitnehmern 
und Schülern begrenzt: 

— es handelt sich um den größten Teil der Beför- 
derungen ohne gewerbsmäßigen Charakter, dem 
eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung nicht 
zukommt; 

— ■ diese Beförderungen können durch ihre Merk- 
male und insbesondere die Art und Dauer der 
Beziehungen zwischen dem Veranstalter und 
den beförderten Personen genau abgegrenzt und 
somit einer wirksamen Kontrolle unterworfen 
werden; 

— die anderen Verkehrsformen, die durch ein 
Unternehmen für seine eigenen Bedürfnisse aus- 
geführt werden, z. B. durch Hotels, Kasinos, Luft- 
verkehrsgesellschaften usw., haben nicht diesel- 
ben Merkmale, insbesondere was die Art und 
die Dauer der Beziehungen zwischen Veranstal- 
ter der Beförderung und den beförderten Perso- 
nen betrifft. 

Deswegen würde ihre Abgrenzung, die notwendi- 
gerweise im Wege einer allgemeinen Definition er- 
folgen müßte, äußerst schwierig sein und könnte 
keine wirkungsvolle Überwachung dieser Beför- 
derungen sicherstellen. 

Die Nichtanwendung der Verordnung auf Beförde- 
rungen, die in Ausübung hoheitlicher Gewalt ausge- 
führt werden, ist nicht ausdrücklich festgestellt, da 
eine solche Bestimmung nur deklaratorischen Cha- 
rakter haben würde: diese Beförderungen haben 
ihrer Natur nach keinerlei gewerblichen Charakter 
und sind in allen Mitgliedstaaten, in denen derartige 
Voraussetzungen bestehen, von der Anwendung der 
Regeln für den Zugang zum Beruf befreit. 


Artikel 3 
Absatz 1 

Die Zulassung zum Beruf ist von drei Voraussetzun- 
gen abhängig: 

I — persönliche Zuverlässigkeit, 

— finanzielle Leistungsfähigkeit, 

— ■ fachliche Eignung. 

Durch diese Voraussetzungen soll eine qualitative 
Auswahl der Bewerber für den Beruf des Verkehrs- 
unternehmers im Interesse einer optimalen Organi- 
sation des Verkehrsmarktes bei gleichzeitiger Be- 
rücksichtigung der Belange der Verkehrsunterneh- 
'mer, der Verkehrsnutzer und der Allgemeinheit ge- 
währleistet werden. 

Die Einführung von Voraussetzungen für den Zu- 
gang zum Beruf kann zur Sicherung eines vernünf- 
tigen Marktverhaltens und der wirtschaftlichen Sta- 
bilität des Unternehmens, zur Verbesserung der 
Qualität der Verkehrsleistungen, zur Senkung der 
Kosten und zur Erhöhung der Rentabilität des Fahr- 
zeugparks beitragen. 

Absatz 2 

Das Erfordernis der persönlichen Zuverlässigkeit ist 
in erster Linie dadurch gerechtfertigt, daß der Ver- 
kehrsunternehmer den Verkehrsnutzern, vor allem 
im Hinblick auf die Integration der Märkte des Stra- 
ßenpersonenverkehrs, die erforderlichen Garantien 
bieten muß. 

Die vorgeschlagene Regelung beschränkt sich dar- 
auf, den Strafregisterauszug als Beweismittel anzu- 
führen; welche Verbrechen, Vergehen und sonstigen 
Verstöße im einzelnen das Verbot der Berufsaus- 
übung nach sich ziehen, ist von den Mitgliedstaa- 
ten zu bestimmen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
die Aufstellung einheitlicher Regeln auf diesem 
Gebiet eine vorherige Harmonisierung des Straf- 
rechts der Mitgliedstaaten erforderlich machen 
würde, was gegenwärtig noch nicht realisierbar er- 
scheint. Durch das in Artikel 11 vorgesehene Kon- 
sultationsverfahren kann jedoch eine ausreichende 
Harmonisierung der einzelstaatlichen Regelungen 
gewährleistet werden, da das Hauptziel nicht ein- 
heitliche Maßnahmen, sondern in ihrer Wirkung 
gleichwertige Maßnahmen sind. 

Absatz 3 

Mit dem Nachweis der finanziellen Leistungsfähig- 
keit soll vor allem sichergestellt werden, daß das 
Unternehmen seine Tätigkeit tatsächlich aufnehmen 
kann und eine gesunde Finanzgebarung hat. 

Durch das Erfordernis eines ausreichenden Kapitals 
kann vermieden werden, daß hohe Finanztasten als 
Folge eines unangemessen hohen Fremdkapitalan- 
teils die Marktstabilität des Unternehmens von 
vornherein gefährden oder den Verkehrsunterneh- 
mer veranlassen, Beförderungen zu wirtschaftlich 
nicht vertretbaren Preisen durchzuführen, um den 
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eingegangenen Verpflichtungen nachkommen zu 
können. 

Mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen und sozialen 
Besonderheiten in den Mitgliedstaaten sieht der 
Vorschlag der Kommission lediglich die Einführung 
einer solchen Verpflichtung vor, während es den 
einzelnen Mitgliedstaaten überlassen bleibt, die 
Höhe des Kapitals zu bestimmen, das die einzelnen 
Unternehmen je nach dem Umfang der vorgesehe- 
nen Transporfleistungen nachweisen müssen. 


Absatz 4 

Die fachliche Eignung wird als wichtigste Bedin- 
gung für den Zugang zum Beruf angesehen. 

Da der Beruf des Verkehrsunternehmers auf den 
ersten Blick keine besonderen Anforderungen zu 
stellen scheint, wird der Wert der Berufsausbildung 
von den Antragstellern häufig unterschätzt. Die 
immer umfangreicher werdenden Regelungen wie 
auch die Notwendigkeit, die Probleme auf dem Ge- 
biet der Unternehmensführung und insbesondere 
der Selbstkostenermittliing zu kennen, stellen diese 
Verkehrsunternehmer vor Schwierigkeiten, die ohne 
gründliche fachliche Ausbildung nicht gemeistert 
werden können und sich nachteilig auf die Betriebs- 
führung und damit auf die Marktlage im allgemei- 
nen auswirken können. 

Demzufolge sieht der Vorschlag vor, daß die Be- 
rufskenntnisse durch eine Bescheinigung nachzuwei- 
sen sind, die von den zuständigen Behörden nach 
einer Prüfung erteilt wird. 


Artikel 4 

Um zu einer Harmonisierung des Niveaus der fach- 
lichen Eignung auf Gemeinschaftsebene zu gelangen, 
bestimmt dieser Artikel in allgemeiner Form die 
Sachgebiete, in denen die Antragsteller ausrei- 
chende Kenntnisse nachweisen müssen, um zum Be- 
ruf des Verkehrsunternehmers im innerstaatlichen 
Verkehr zugelassen zu werden. 

Für die Zulassung zum grenzüberschreitenden Ver- 
kehr erscheint der Nachweis zusätzlicher Kenntnisse 
unerläßlich für eine einwandfreie Ausführung die- 
ser Beförderungen. 

Eine Unterscheidung der geforderten Kenntnisse für 
den Zugang zum Beruf des Verkehrsunternehmers 
einerseits im Kraftomnibusverkehr und andererseits 
im Kraftdroschken- und Mietwagenverkehr erscheint 
wegen der unterschiedlichen Merkmale dieser Ver- 
kehrsarten erforderlich. 


Artikel 5 

Um eine spätere vollständigere Angleichung der 
Anforderungen an die fachliche Eignung zu sichern, 
ist in dem Vorschlag vorgesehen, daß die Kommis- 
sion im Wege einer Richtlinie gemeinsame Regeln 
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für die Prüfungsprogramme sowie für die fachliche 
Ausbildung aufstellt. 


Artikel 6 

Mit der in diesem Artikel vorgesehenen Maßnahme 
soll die Kontinuität der Unternehmensführung in 
bestimmten Fällen sichergestellt werden. 

Für natürliche Personen ist die Übergangszeit auf 
ein Jahr festgesetzt, um ihnen die Aneignung der 
geforderten fachlichen Kenntnisse zu ermöglichen. 


Artikel 7 

Bei den mit der täglichen Geschäftsführung von 
Straßenverkehrsbetrieben der öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften und der nationalen Eisenbahnver- 
waltungen betrauten Personen wird angesichts der 
Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit un- 
terstellt, daß sie die Voraussetzungen der persön- 
lichen Zuverlässigkeit erfüllen. Hingegen muß ver- 
langt werden, daß sie die gleichen fachlichen Anfor- 
derungen wie private Veikehrsunternehmer erfül- 
len 


Artikel 8 

Die Ablehnung der Zulassung zum Beruf des Ver- 
kehrsunternehmers muß von den zuständigen Be- 
hörden mit Gründen versehen sein, damit die Mög- 
lichkeit besteht, gegen negative Entscheidungen im 
Verwaltungsrechtsweg vorzugehen. 


Artikel 9 

Diesem Artikel liegt der Grundsatz der Wahrung 
der von einem Verkehrsunternehmer bei Inkraft- 
treten dieser Verordnung bereits erworbenen Rechte 
zugrunde. 

Der Zeitraum von drei aufeinanderfolgenden Jah- 
ren, während derer der Verkehrsunternehmer eine 
solche Tätigkeit ausgeübt haben muß, damit bei ihm 
die Voraussetzungen für den Zugang zum Beruf als 
erfüllt angesehen werden, wurde im Hinblick auf 
die Zeit festgelegt, die für den Erwerb der zur Aus- 
übung des Berufs eines Verkehrsunternehmers un- 
erläßlichen Fachkenntnisse benötigt wird. 

Die zur Anwendung dieser Bestimmungen getrof- 
fene Unterscheidung zwischen innerstaatlichem und 
grenzüberschreitendem Verkehr sowie Verkehr mit 
Kraftomnibussen einerseits und mit Kraftdroschken 
und Mietwagen andererseits erscheint im Hinblick 
auf die besonderen Merkmale j eder dieser Verkehrs- 
formen und auf die verschiedenen Regelungen, de- 
nen sie daher unterworfen werden müssen, un- 
bedingt erforderlich. 
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Artikel 10 und 1 1 

Es ist eine Übergangszeit von einem Jahr vor- 
gesehen, um den Mitgliedstaaten den Erlaß der not- 
wendigen Bestimmungen zur Durchführung der vor- 
gesdilagenen Regelung unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der Lage in den einzelnen Ländern 
zu ermöglichen. 

Das vorgesehene Verfahren gewährleistet auf Grund 
der vorgeschriebenen Konsultation der Kommission 
gleichzeitig, daß die Durchführung nach den gleichen 
Gemeinschaftsgrundsätzen erfolgt. 
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